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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Beschlüsse 
der 44./VI Sitzung der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wustermark am 12.02.2019 

3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Wustermark 

hier: Beratung und Beschlussfassung zu der 3. Änderung 

Vorlage: B-162/2018 

Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt die 
nachstehende 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung 
der Gemeinde Wustermark zu erlassen: 

 

3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der       
Gemeinde Wustermark 

 

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286) 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 
2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]) zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg – Ausbau der Beteiligungs-
möglichkeiten vom 29.06.2018 (GVBl. I Nr. 15) hat die 
Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark in ihrer 
Sitzung am 12.02.2019 folgende 3. Änderungssatzung 
der Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark be-
schlossen: 

1. Der § 4 entfällt ersatzlos. 

2. In der Folge ändert sich die Nummerierung der Pa-
ragrafen. 

3. Der § 3 a wird neu eingefügt. 

4. Diese 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der 
Gemeinde Wustermark tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 14 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Änderung der Hauptsatzung bezüglich der Anzahl 
der Mitglieder der Ortsbeiräte 

Vorlage: A-001/2019 

Der Ortsbeirat Buchow-Karpzow, der Ortsbeirat Elstal, 
der Ortsbeirat Hoppenrade, der Ortsbeirat Priort, der 
Ortsbeirat Wustermark mögen empfehlen und die Ge-
meindevertretung Wustermark möge beschließen, die 
Hauptsatzung § 11 Absatz 2 Ortsbeiräte wie folgt zu 
ändern: 

 

 

Für die Ortsteile sind jeweils Ortsbeiräte zu wählen. 
Sie bestehen in den Ortsteilen Buchow-Karpzow 
und Hoppenrade aus jeweils 3 Mitgliedern, in den 
Ortsteilen Priort und Wustermark aus jeweils 5 Mit-
gliedern und in dem Ortsteil Elstal aus jeweils 7 
Mitgliedern. § 6 dieser Satzung gilt für die Ortsbei-
räte entsprechend. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 11 
Nein: 1 
Enthaltung: 2 

mehrheitlich beschlossen 

 

Öffentliche Bekanntmachung der Beschlüsse 
der 27./VI Sitzung des Hauptausschusses der 
Gemeinde Wustermark am 28.02.2019 

Vergabe von Bauleistungen für die Brandschutzsa-
nierung in der Grundschule Wustermark - Gewerk: 
Brandschutzelemente - Betrifft: Übertragung der 
Zuständigkeit für die Vergabe auf den Bürgermeis-
ter 

Hier: Beratung und Beschlussfassung 

Vorlage: B-016/2019 

Es wird beschlossen, dass: 

1. Abweichend von den Regelungen der Hauptsat-
zung wird die Vergabe des Gewerkes „Brand-
schutzelemente“ für die Sanierungsmaßnahmen 
(Brandschutz und Klassenräume) 2019 in der 
Grundschule Wustermark auf den Bürgermeister 
übertragen. 

2. Über die Ergebnisse der ordnungsgemäßen Aus-
schreibungs- und Vergabeverfahren wird sowohl 
der Bauausschuss, der Finanzausschuss als auch 
die Gemeindevertretung der Gemeinde Wuster-
mark in der folgenden planmäßigen Sitzung infor-
miert. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 6 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Bauvorhaben: Herstellung eines Lastenaufzuges in 
der Kita Spatzennest im OT Wustermark - Betrifft: 
Übertragung der Zuständigkeit für die Vergabe von 
Bauleistungen auf den Bürgermeister 

Hier: Beratung und Beschlussfassung 

Vorlage: B-029/2019 

Es wird beschlossen, dass: 

3. Abweichend von den Regelungen der Hauptsat-
zung wird die Vergabe der Einzelgewerke zur Er-
richtung des Kleingüteraufzugs in der Kita Spat-
zennest Wustermark auf den Bürgermeister über-
tragen. 
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4. Über die Ergebnisse der ordnungsgemäßen Aus-
schreibungs- und Vergabeverfahren wird sowohl 
der Bauausschuss, der Finanzausschuss als auch 
die Gemeindevertretung der Gemeinde Wuster-
mark in der folgenden planmäßigen Sitzung infor-
miert. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 6 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Öffentliche Bekanntmachung der Beschlüsse 
der 45./VI Sitzung der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wustermark am 12.03.2019 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. zur Gemeindevertre-
tersitzung 

hier: Verbesserung der Businfrastruktur in Wustermark 

Vorlage: A-005/2019 

Die Gemeindevertretung Wustermark beauftragt die 
Gemeindeverwaltung, 

sich beim Landkreis und bei der HVL-
Busgesellschaft für eine Verlängerung der Busli-
nie 662 zum Bahnhof Wustermark einzusetzen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 10 
Nein: 0 
Enthaltung: 4 

einstimmig beschlossen 

 

Antrag der CDU-Fraktion zur Gemeindevertretersit-
zung 

hier: Vergabeverfahren für Kindergarten- und Krippenplät-
ze 

Vorlage: A-006/2019 

Der Antrag wird zurückgezogen. 

 

Antrag der CDU-Fraktion zur Gemeindevertretersit-
zung 

hier: Wir brauchen und wollen mehr Kitaplätze! 

Vorlage: A-007/2019 

Zur nachhaltigen Sicherung des Bedarfs an Kita- und 
Krippenplätzen in der Gemeinde Wustermark beauftragt 
die Gemeindevertretung die Verwaltung, die Vorausset-
zungen für die kurzfristige Schaffung von bis zu 80 
neuen Kita- und Krippenplätzen zu prüfen. 

Dabei ist sind alle sinnvollen Lösung (Auslastung aller 
möglichen Kapazitäten in den Bestand- Kindertages-
stätten, Umbau, Erweiterung, Neubau, Anmietung) zu 
untersuchen. Die schnellstmögliche Realisierung hat 
Vorrang, wobei der Einsatz von Fördergeldern in allen 
Varianten zu berücksichtigen ist.  Diese Aufgabenstel-
lung hat Priorität vor allen anderen Vorhaben in der 
Gemeinde Wustermark. 

 

 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 7 
Nein: 6 
Enthaltung: 1 

mehrheitlich beschlossen 

 

Antrag der CDU-Fraktion zur Gemeindevertretersit-
zung 

hier: Antrag auf Prüfung einer gemeinsamen KITA-
Bedarfsplanung mit den Städten und Gemeinden 

Vorlage: A-008/2019 

Der Antrag wird zurückgezogen. 

 

Veränderungssperre gem. §§ 14 ff. Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Geltungsbereich des aufzustellen-
den Bebauungsplans Nr. E 37  "Eisenbahnersied-
lung Elstal einschließlich Ernst-Thälmann-Platz" 

hier: Beratung und Beschlussfassung über die Satzung zur 
Verlängerung der Veränderungssperre 

Vorlage: B-025/2019 

Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt die als 
Anlage S angefügte Satzung über die Verlängerung der 
Veränderungssperre vom 25.04.2017 gemäß § 17 Abs. 
1 Baugesetzbuch (BauGB) für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. E 37 „Eisenbahnersiedlung Elstal 
einschließlich Garagenkomplex Ernst-Thälmann-Platz“. 
Die Veränderungssperre wird um 1 Jahr verlängert. 

Der Satzungsbeschluss über die Veränderungssperre 
ist gemäß § 16 Abs. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu 
machen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 13 
Nein: 0 
Enthaltung: 1 

einstimmig beschlossen 

 

4. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Wustermark 

hier: Beratung und Beschlussfassung zu der 4. Änderung 

Vorlage: B-031/2019 

Die Beschlussvorlage wird zurückgezogen. 

 

2. Änderung der Satzung der Gemeinde Wuster-
mark über die Herstellung notwendiger Stellplätze 
(Stellplatzsatzung) 

hier: Beratung und Beschlussfassung über die Abwägung 
der eingegangenen Stellungnahme  zum Entwurf 

Vorlage: B-008/2019 

Es wird beschlossen, dem Abwägungsvorschlag in der 
Fassung vom 05.02.2019 zuzustimmen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 14 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 
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2. Änderung der Satzung der Gemeinde Wuster-
mark über die Herstellung notwendiger Stellplätze 
(Stellplatzsatzung) 

hier: Beratung und Beschlussfassung über die Satzung 

Vorlage: B-009/2019 

Die 2. Änderung der Satzung der Gemeinde Wuster-
mark über die Herstellung notwendiger Stellplätze 
(Stellplatzsatzung) gemäß § 87 Abs. 1 Brandenburgi-
sche Bauordnung (BbgBO) in der Fassung vom Febru-
ar 2019 wird beschlossen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 13 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Antrag auf Vorbescheid für das Vorhaben "Errich-
tung eines Einfamilienhauses" in Wustermark, GT 
Dyrotz-Luch, Dyrotzer Weg 

hier: Beratung und Beschlussvorlage über die Stellung-
nahme der Gemeinde 

Vorlage: B-010/2019 

Es wird beschlossen, das gemeindliche Einvernehmen 
für das im Rahmen eines Vorbescheides beantragte 
Vorhaben „Errichtung eines Einfamilienhauses mit inte-
griertem Büro“ auf dem Grundstück in der Gemeinde 
Wustermark, GT Dyrotz-Luch, Dyrotzer Weg 1 (Gemar-
kung Wustermark, Flur 13, Flurstück 204) zu erteilen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 7 
Nein: 5 
Enthaltung: 2 

mehrheitlich beschlossen 

 

Antrag auf Vorbescheid für das Vorhaben "Umnut-
zung und Erweiterung bestehende Hofstelle zu ei-
ner EU-Besamungsstation, Zucht- und Reitanlage" 
in Wustermark, GT Dyrotz, Kietzstraße 15 

hier: Beratung und Beschlussfassung über die Stellung-
nahme der Gemeinde 

Vorlage: B-011/2019 

Es wird beschlossen, das gemeindliche Einvernehmen 
für das im Rahmen eines Vorbescheides beantragte 
Vorhaben „Umnutzung und Erweiterung bestehende 
Hofstelle zu einer EU-Besamungsstation und Zucht- 
und Reitanlage“ auf dem Grundstück in der Gemeinde 
Wustermark, GT Dyrotz, Kietzstraße 15 (Gemarkung 
Wustermark, Flur 18, Flurstück 354) zu erteilen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 0 
Nein: 9 
Enthaltung: 5 

einstimmig abgelehnt 

 

Antrag auf Baugenehmigung für das Vorhaben 
"Einzäunung einer Ackerfläche" in Wustermark, GT 
Wernitz, Außenbereich 

hier: Beratung und Beschlussfassung über die Stellung-
nahme der Gemeinde 

Vorlage: B-012/2019 

Es wird beschlossen, das gemeindliche Einvernehmen 
für das beantragte Vorhaben „Einzäunung einer Acker-
fläche von ca. 400 m in eine Höhe von 1,50 m mit Tor 
zum Schutz der gepflanzten Walnussbäume Obstbäu-
me und blühende kleine Sträucher zum Schutz vor Re-
hen (Wildfraß)“ in der Gemeinde Wustermark, GT Wer-
nitz im Außenbereich (Gemarkung Wernitz, Flur 1, Flur-
stück 87) mit einer Befristung von max. 5 Jahren zu er-
teilen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 13 
Nein: 0 
Enthaltung: 1 

einstimmig beschlossen 

 

Vergabe von Straßennamen für den Bahntechnolo-
gie Campus Havelland - Bauabschnitt West und Ost 
- im Ortsteil Elstal 

Hier: Beratung und Beschlussfassung 

Vorlage: B-005/2019 

Es wird beschlossen, für die im Bauabschnitt West ge-
legenen Straßenflächen folgende Straßennamen zu 
vergeben: 

Zum Bahncampus - Haupterschließungsstraße, 
öffentliche Straße, (orange 
markiert) 

Zum Klärwerk - von der Haupterschlie-
ßungsstraße abgehende 
Stichstraße, öffentliche Stra-
ße, (rosa markiert) 

Am Wasserturm - von der Haupterschlie-
ßungsstraße abgehende 
Stichstraße, öffentliche Stra-
ße, (gelb markiert) 

Zum Ringlokschuppen - von der Haupterschlie-
ßungsstraße abgehende 
Stichstraße, öffentliche Stra-
ße, (grün markiert) 

Zum alten Kraftwerk - von „Am Wasserturm“ abge-
hende Stichstraße, Privat-
straße, (violett markiert) 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 14 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Finanzielle Unterstützung von Vereinen 

hier: Beratung und Beschlussfassung über die Vergabe 
der finanziellen Unterstützung 

Vorlage: B-007/2019 

Es wird beschlossen, aufgrund der vorliegenden Anträ-
ge von Vereinen auf eine finanzielle Zuwendung gemäß 
der Richtlinie der Gemeinde Wustermark über die För-
derung von Vereinen und Verbänden vom 08.02.2011, 
zuletzt geändert am 01.12.2015, folgende Zuschüsse 
zu gewähren. Die beantragte Zuwendung des Förder-
verein Freiwillige Feuerwehr Wustermark e. V. wird auf 
2.000,00 € reduziert. Die Auszahlung der Zuschüsse 
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erfolgt vorbehaltlich der Beschlussfassung der im 
Haushalt eingestellten finanziellen Mittel und der öffent-
lichen Bekanntmachung der Haushaltssatzung. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 14 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Schulzentrum Elstal - 1. Modul: Dreifeld-Sporthalle - 
Beauftragung der Leistungsstufe II (LP 6 - 8) der 
Generalplanungsleistungen 

Hier: Beratung und Beschlussfassung 

Vorlage: B-030/2019 

Die Gemeindevertretung beschließt, dass das Architek-
turbüro GSAI – Galandi Schirmer Architekten + Ingeni-
eure GmbH aus Berlin mit der Leistungsstufe II (Leis-
tungsphasen 6 – 8) des abgeschlossenen General-
planervertrag beauftragt wird. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 14 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Gemeindevertretersitzung am 12.03.2019 

hier: Senkung der Grundsteuer für alle an der Durch-
gangsstraße durch Wernitz L 863 (Ketziner Straße) gele-
genen Grundstücke 

Vorlage: A-009/2019 

Der Antrag wird zurückgezogen. 

 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Gemeindevertretersitzung am 12.03.2019 

hier: Anschaffung und Installation von E-Bike-
Ladestationen inklusive Sicherungsboxen an öffentlichen 
Plätzen 

Vorlage: A-010/2019 

Die Gemeindevertretung möge beschließen, die Auf-
stellung und Anschaffung von E-Bike-Ladestationen in-
klusive Sicherungsboxen an öffentlichen Plätzen (z. B. 
an allen drei Bahnhöfen der Gemeinde, am Rathaus, an 
den Bürgerbegegnungsstätten) zu prüfen und der Ge-
meindevertretung einen entsprechenden Beschluss 
vorzubereiten. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 12 
Nein: 2 
Enthaltung: 0 

mehrheitlich beschlossen 

 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

hier: Online-Abstimmungsmöglichkeit zum Bürgerbudget 
2019 

Vorlage: A-011/2019 

Die Gemeindevertretung möge die in der Anlage 1 auf-
geführte 3. Änderungssatzung zum Bürgerbudget be-
schließen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 14 
Nein: 0 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. zur Gemeindevertre-
tersitzung am 12.03.2019 

hier: Entsorgung von Grünschnitt 

Vorlage: A-012/2019 

Der Antrag wird zurückgezogen und zur erneuten Bera-
tung in den Bauausschuss verwiesen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 13 
Nein: 1 
Enthaltung: 0 

einstimmig beschlossen 

 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. zur Gemeindevertre-
tersitzung am 12.03.2019 

hier: Mehr für die Ansiedlung von Tagesmüttern unter-
nehmen 

Vorlage: A-013/2019 

Die Gemeindevertretung beschließt, dass die Gemein-
de Wustermark generell mehr für die Ansiedlung von 
Tagesmüttern unternimmt. Eine Maßnahme dafür soll 
ein finanzieller Anreiz sein. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 11 
Nein: 0 
Enthaltung: 2 

einstimmig beschlossen 

 

Antrag der Fraktion CDU zur Gemeindevertretersit-
zung am 12.03.2019 

Vorlage: A-014/2019 

Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt, dass 
die Gewerbesteuer in 

den kommenden zwei Jahren nicht erhöht wird. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 7 
Nein: 5 
Enthaltung: 0 

mehrheitlich beschlossen 

 

Antrag der Fraktion CDU zur Gemeindevertretersit-
zung am 12.03.2019 

Vorlage: A-015/2019 

Die Gemeindevertretung Wustermark beschließt, dass 
die Grundsteuer B in den kommenden zwei Jahren 
nicht erhöht wird. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 7 
Nein: 7 
Enthaltung: 0 

Keine Mehrheit, daher abgelehnt 
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Antrag der Fraktion CDU zur Gemeindevertretersit-
zung am 12.03.2019 

hier: Feststellung der Ortsüblichkeit der Bienenhaltung 

Vorlage: A-016/2019 

Zur Sicherung der Blütenbestäubung der Kultur- und 
Nutzpflanzen sowie für die Erhaltung der Artenvielfalt 
im ökologischen System der Natur stellt die Gemeinde-
vertretung Wustermark, für die auf ihrer Gemarkung tä-
tigen Imker, die Zulässigkeit und Ortsüblichkeit der Bie-
nenhaltung fest. 

Die Imker sind verpflichtet, alle gesetzlichen Bestim-
mungen und Verordnungen, die die Rechtsverhältnisse 
der Bienenhaltung regeln, gewissenhaft zu befolgen. 

Abs t immungsergebnis :  

Ja: 11 
Nein: 0 
Enthaltung: 1 

einstimmig beschlossen 

 

1. Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit lt. § 39 (3) Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg sowie nach § 15 der 
Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark bekannt gemacht. 

2. Insofern in o.a. Beschlusstexten auf Anlagen oder andere nicht 
abgedruckte Schriftsätze verwiesen wird, stehen diese zu Jeder-
manns Einsichtnahme während der allgemeinen Öffnungszeiten 
der Gemeindeverwaltung Wustermark zur Verfügung. 

3. Diese öffentliche Bekanntmachung wird zudem auf der Internet-
seite der Gemeinde Wustermark, unter www.wustermark.de, 
ausgewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Wustermark vom 12.02.2019 ist in ihrem vollen 
Wortlaut im nächsten Amtsblatt für die Gemeinde Wus-
termark öffentlich bekannt zu machen. 

Zudem ist eine Leserfassung abzudrucken, in der die 
Änderungen der 1. Änderungssatzung, der 2. Ände-
rungssatzung sowie der 3. Änderungssatzung der 
Hauptsatzung aufgenommen worden sind. 

Wustermark, den 19.02.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 

3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der Ge-
meinde Wustermark 

Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286) 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 
2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]) zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Änderung der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg – Ausbau der Beteiligungs-
möglichkeiten vom 29.06.2018 (GVBl. I Nr. 15) hat die 
Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark in ihrer 
Sitzung am 12.02.2019 folgende 3. Änderungssatzung 
der Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark be-
schlossen: 

 

1. Der § 4 entfällt ersatzlos. 

2. In der Folge ändert sich die Nummerierung der Pa-
ragrafen. 

3. Der § 3 a wird neu eingefügt. 

4. Der § 10 ändert sich aufgrund des Antrages der 
Fraktionen B´90/DIE GRÜNEN, SPD sowie CDU 
wie folgt: „Für die Ortsteile Priort und Elstal sind 
jeweils Ortsbeiräte zu wählen. Sie bestehen in 
dem Ortsteil Priort aus jeweils 5 Mitgliedern und in 
dem Ortsteil Elstal aus jeweils 7 Mitgliedern. § 6 
dieser Satzung gilt für die Ortsbeiräte entspre-
chend. 

5. Diese 3. Änderungssatzung der Hauptsatzung der 
Gemeinde Wustermark tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 

Wustermark, den 19.03.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 

Bekanntmachungsanordnung für die Satzung 
über die Verlängerung der Veränderungssperre 
gem. § 17 Baugesetzbuch (BauGB) für den Gel-
tungsbereich des aufzustellenden Bebauungs-
plans Nr. E 37 „Eisenbahnersiedlung Elstal 
einschließlich Ernst-Thälmann-Platz“ 

Hiermit ordne ich gemäß § 1 Abs. 1 Bekanntmachungs-
verordnung und gemäß § 15 Abs. 4 der Hauptsatzung 
der Gemeinde Wustermark die öffentliche Bekanntma-
chung der von der Gemeindevertretung in ihrer Sitzung 
vom 12.03.2019 beschlossenen Satzung über die Ver-
längerung der Veränderungssperre für den Bereich des 
Bebauungsplans Nr. E 37 „Eisenbahnersiedlung Elstal 
einschließlich Garagenkomplex Ernst-Thälmann-Platz“ 
der Gemeinde Wustermark gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 
Baugesetzbuch (BauGB) im nächsten „Amtsblatt für die 
Gemeinde Wustermark mit den Ortsteilen: Buchow-
Karpzow, Elstal, Hoppenrade, Priort, Wustermark“ an. 

Dabei sind der Satzungstext der Verlängerung der Ver-
änderungssperre gemäß § 15 Abs. 2 und 3 der Haupt-
satzung und die Bekanntmachungsanordnung im vollen 
Wortlaut im „Amtsblatt für die Gemeinde Wustermark 
mit den Ortsteilen: Buchow-Karpzow, Elstal, Hoppenra-
de, Priort, Wustermark“ bekannt zu machen. Die Karte 
zum Geltungsbereich der Veränderungssperre, die ge-
mäß § 2 Abs. 1 der Satzung über die Verlängerung der 
Veränderungssperre Bestandteil der Satzung ist, wird 
gemäß § 15 Abs. 4 der Hauptsatzung der Gemeinde 
Wustermark im Wege der Ersatzbekanntmachung be-
kannt gemacht. 

Der Übersichtsplan zum räumlichen Geltungsbereich 
der Verlängerung der Veränderungssperre wird in der 
Zeit vom 

03.04.2019 bis einschließlich                                        
dem 17.04.2019 (14 Tage) 

 

 

http://www.wustermark.de/
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In der Gemeindeverwaltung Wustermark, Fachbereich 
II Standortförderung und Infrastruktur, Hoppenrader Al-
lee 1 in 14641 Wustermark ausgelegt und kann dort 
während der allgemeinen Dienstzeit: 

Montag: von 10:00 Uhr bis 14:00 Uhr 
Dienstag: von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Mittwoch: von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Donnerstag: von 8:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Freitag: von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

eingesehen werden. 

Wustermark, den 28.03.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 

Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 37 
„Eisenbahnersiedlung Elstal einschließlich Gara-
genkomplex Ernst-Thälmann-Platz“ der Gemeinde 
Wustermark 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark 
hat in ihrer Sitzung am 12.03.2019 aufgrund des § 17 
(1) Satz 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
20.07.2017 (BGBI. I S. 2808), und aufgrund des § 3 in 
Verbindung mit § 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunalverfas-
sung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. De-
zember 2007 (GVBI. I/07 Nr. 19, S 154), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 
2018 (GVBI. /18 Nr. 37, S 4) folgende Satzung be-
schlossen: 

 

§ 1 

Gegenstand der Satzung 

Die am 25.04.2017 von der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Wustermark beschlossene und mit Veröf-
fentlichung vom 16.05.2017 in Kraft getretene Verände-
rungssperre für den in Aufstellung befindlichen Bebau-
ungsplan Nr. 37 „Eisenbahnersiedlung Elstal ein-
schließlich Garagenkomplex Ernst-Thälmann-Platz“ der 
Gemeinde Wustermark wird um ein Jahr verlängert.  

Mit dem Bebauungsplan soll eine weitergehende Siche-
rung und Präzisierung der in der Denkmalbereichssat-
zung beschriebenen sachlichen Schutzgüter erfolgen. 
Hierbei gilt es insbesondere Regelungen zum Erhalt 
und zur Sicherung des historischen Grundrisses sowie 
des Nutzungskonzeptes einer kombinierten Wohn- und 
Gartennutzung zu treffen. Entsprechend werden die 
Ausweisung eines Wohngebietes und die gleichzeitige 
Sicherung vorhandener Grün- und Kleingartenflächen 
sowie der zugehörigen Wirtschaftsgebäude angestrebt. 
Der Bebauungsplan soll unter anderem Festsetzungen 
zu Baugrenzen, zur maximal zulässigen Grundflächen-
zahl und zur Erschließung treffen. 

 

 

 

§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssper-
re ergibt sich aus dem Lageplan aus Februar 2019 der 
als Anlage G zur Verlängerung der Veränderungssperre 
Bestandteil der Satzung ist.  

 

§ 3 

Inhalt und Rechtswirkungen                                    
der Veränderungssperre 

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssper-
re dürfen:  

Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt 
werden und bauliche Anlage nicht beseitigt werden;  

keine erheblichen oder wesentlich wertsteigernde Ver-
änderungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, 
deren Veränderung nicht genehmigungs-, zustim-
mungs- oder anzeigenpflichtig ist, vorgenommen wer-
den. 

 Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Bauge-
nehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Ge-
meinde. 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-
sperre bau- oder immissionsrechtlich genehmigt wor-
den sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach 
Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat 
und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der 
Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen, 
sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer 
bisher ausgeübten Nutzung werden gemäß § 14 Abs. 3 
BauGB von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 

§ 4 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre tritt mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 

Sie tritt außer Kraft, wenn und soweit der für den Gel-
tungsbereich dieser Satzung aufzustellende Bebau-
ungsplan in Kraft getreten ist, spätestens jedoch nach 
Ablauf von einem Jahr. 

Hinweis:  

Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 
BauGB über die Geltendmachung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile 
durch die Veränderungssperre nach § 18 und die Vor-
schrift des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Gel-
tendmachung wird hingewiesen. 

Wustermark, den 28.03.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 
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Geltungsbereich der Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den Bereich des Bebau-
ungsplans Nr. E 37 Eisenbahnersiedlung Elstal einschließlich Garagenkomplex Ernst-Thälmann-Platz" der 
Gemeinde Wustermark 
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Bekanntmachungsanordnung für die 2. Ände-
rung der Satzung der Gemeinde Wustermark 
über die Herstellung notwendiger Stellplätze 
(Stellplatzsatzung) 

Hiermit ordne ich gemäß § 1 Abs. 1 Bekanntmachungs-
verordnung und gemäß § 15 Abs. 4 der Hauptsatzung 
der Gemeinde Wustermark die öffentliche Bekanntma-
chung der von der Gemeindevertretung in ihrer Sitzung 
vom 12.03.2019 beschlossene 2. Änderung der  Sat-
zung der Gemeinde Wustermark über die Herstellung 
notwendiger Stellplätze (Stellplatzsatzung) gemäß § 87 
Abs. 1 der Brandenburgischen Bauordnung (BgbBO) im 
nächsten „Amtsblatt für die Gemeinde Wustermark mit 
den Ortsteilen: Buchow-Karpzow, Elstal, Hoppenrade, 
Priort, Wustermark“ an. 

Dabei ist der Satzungstext der Stellplatzsatzung gemäß 
§ 15 Abs. 2 und 3 der Hauptsatzung und die Bekannt-
machungsanordnung im vollen Wortlaut im „Amtsblatt 
für die Gemeinde Wustermark mit den Ortsteilen: 
Buchow-Karpzow, Elstal, Hoppenrade, Priort, Wuster-
mark“  bekannt zu machen.  

Die Stellplatzsatzung wird in der Zeit vom  

03.04.2019 bis einschließlich                                        
dem 17.04.2019 (14 Tage) 

in der Gemeindeverwaltung Wustermark, Fachbereich II 
Standortförderung und Infrastruktur,  Hoppenrader Allee 
1 in 14641 Wustermark ausgelegt und kann dort wäh-
rend der allgemeinen Dienstzeit: 

Montag: von 10.00 Uhr bis 14.00 Uhr 
Dienstag: von  8.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mittwoch: von  9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Donnerstag: von  8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Freitag: von  9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

eingesehen werden. 

Wustermark, den 27.03.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 

2. Änderung der Satzung der Gemeinde Wuster-
mark über die Herstellung notwendiger Stellplätze 
(Stellplatzsatzung) Februar 2019 

Aufgrund des § 3 Abs. 1 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg in der Fassung vom 18. 
Dezember 2007 (GVBl. I/07, (Nr. 19), S. 286) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 29.06.2018 (GVBI.I/18, 
(Nr. 15), in Verbindung mit § 87 Abs. 4 der Branden-
burgischen Bauordnung vom 19. Mai 2016 (GVBI. I 
/16, Nr.14), hat die Gemeindevertretung der Ge-
meinde Wustermark am 12.03.2019 folgende Sat-
zung beschlossen: 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Die Satzung gilt im gesamten Gemeindegebiet. 

(2) Die Satzung gilt für die Errichtung, Erweiterung oder 
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen sowie ande-

ren Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr 
mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist. 

 

§ 2 

Pflicht zur Herstellung notwendiger Stellplätze 

(1) Bei der Errichtung, Erweiterung oder Nutzungsände-
rung von baulichen Anlagen, bei denen ein Zu- oder 
Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten 
ist, müssen die notwendigen Stellplätze gemäß den 
Richtzahlen für den Stellplatzbedarf nach Anlage 1 die-
ser Satzung hergestellt werden. 

(2) Für Handwerks- und Industriebetriebe (lfd. Nr. 9.1 
der Anlage 1) und Lagerräume und Lagerplätze (lfd. Nr. 
9.2 der Anlage 1) reicht es aus, wenn für jeden zeit-
gleich anwesenden Mitarbeiter unter Beachtung des 
Schichtwechsels 1 Stellplatz hergestellt wird. Voraus-
setzung ist das Vorliegen einer Verpflichtungserklärung 
des Vorhabenträgers, wonach bei einer Erhöhung der 
Anzahl der Mitarbeiter auch die dafür notwendigen 
Stellplätze nachgerüstet werden und dass im Falle ei-
nes Vorhabenträgerwechsels oder bei einer Veräuße-
rung des Grundstücks diese Verpflichtung mit einer 
Weitergabeverpflichtung vollinhaltlich an den Nachfol-
ger übertragen wird.  

(3) Bei Nutzungsarten, die in den Richtzahlen für den 
Stellplatzbedarf nach Anlage 1 nicht genannt, jedoch 
mit einer genannten Nutzungsart vergleichbar sind, ist 
der Stellplatzbedarf nach den besonderen Verhältnis-
sen im Einzelfall unter sinngemäßer Berücksichtigung 
der Richtzahlen für Nutzungsarten mit vergleichbaren 
Stellplatzbedarf zu ermitteln. 

(4) Bei baulichen Anlagen mit regelmäßigem An- oder 
Auslieferungsverkehr kann zusätzlich eine ausreichen-
de Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen verlangt 
werden.  

(5) Bei baulichen Anlagen, bei denen ein Besucherver-
kehr mit Autobussen oder Motorrädern zu erwarten ist, 
kann zusätzlich eine ausreichende Anzahl von Stell-
plätzen für Autobusse oder Motorräder verlangt werden. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend bei der Er-
richtung oder Nutzungsänderung anderer Anlagen, bei 
denen eine Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraftfahr-
zeugen zu erwarten ist. 

 

§ 3 

Ermittlung des Stellplatzbedarfs                                
bei der Errichtung baulicher Anlagen 

(1) Soweit der Stellplatzbedarf nach der Fläche zu be-
messen ist, sind die Flächen nach  

DIN 277 in der aktuellen Fassung zu ermitteln. Abwei-
chend davon sind bei der Berechnung der Wohnfläche 
alle Nutzflächen innerhalb der Wohnung ohne Balkon 
und Terrasse zu Grunde zu legen. 

(2) Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlicher Nut-
zung ist der Bedarf für die jeweilige Nutzungsart ge-
trennt zu ermitteln. Erfolgen unterschiedliche Nutzun-
gen zu verschiedenen Tageszeiten, so ist eine zeitlich 
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gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplätze zulässig. 
Eine Mehrfachnutzung darf sich zeitlich nicht über-
schneiden; bei Mehrfachnutzungen ist die Nutzungsart 
mit dem größten Stellplatzbedarf maßgebend. 

 

§ 4 

Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Änderung 
oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen 

(1) Bei einer Änderung oder Nutzungsänderung einer 
baulichen Anlage ist der Stellplatzbedarf neu zu ermit-
teln. 

(2) Der Bestand an vorhandenen oder durch Stellplatz-
ablösevertrag abgelösten notwendigen Stellplätzen wird 
angerechnet. 

(3) Ist der Bestandsschutz für eine bauliche Anlage vor 
der Änderung oder Nutzungs-änderung der baulichen 
Anlage erloschen, erfolgt die Ermittlung des Stellplatz-
bedarfs nach § 3. Dies gilt entsprechend, wenn es sich 
um eine früher militärisch genutzte bauliche Anlage 
handelt, die mit Aufgaben der militärischen Nutzung 
erstmals unter die gemeindliche Planungshoheit und 
den Anwendungsbereich der Brandenburgischen Bau-
ordnung gefallen ist. 

 

§ 5 

Zulassung einer Abweichung von den Richtzahlen; 
Minderung des Stellplatzbedarfs 

Die Anzahl der notwendigen Stellplätze kann erhöht 
oder verringert werden, wenn die örtlichen Verhältnisse 
oder die besondere Art oder Nutzung der baulichen An-
lagen dies erfordern oder zulassen.  

Eine Minderung des Stellplatzbedarfs ist nicht zulässig, 
wenn notwendige Stellplätze ganz oder teilweise nach § 
49 Abs. 3 der Brandenburgischen Bauordnung abgelöst 
werden. 

 

§ 6 

In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. 

Wustermark, den 27.03.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 

Anlage 1 

Richtzahlen für den Stellplatzbedarf 

Nr. Nutzungsarten Zahl der Stellplätze 

1 Wohngebäude  

1.1 
Einfamilien-/Doppel-
häuser/Stadtvilla 

2 je Wohnung 

 
Mehrfamilienhäuser ab 
3 Wohnungseinheiten 

1 je Wohnung bis 60 
m² Wohnfläche 

2 je Wohnung über 
60 m² Wohnfläche 

1.2 

Gemeinschaftswohn-
anlagen für Senioren 
mit angeschlossenen 
Pflege- bzw. Service-
angeboten 

1 je 5 Wohnungen 

1.3 
Wochenend- und Feri-
enhäuser 

1 je Wohnung 

1.4 
Kinder- und Jugend-
wohnheime 

1 je 15 Betten 

1.5 
Altenwohnheime, Al-
tenheime 

1 je 10 Betten 

1.6 Sonstige Wohnheime 1 je 2 Betten 

   

2 
Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und Pra-
xisräumen 

2.1 
Büro- und Verwal-
tungsräume allgemein 

1 je 40 m² Nutzfläche 

2.2 

Räume mit erhebli-
chem Besucherver-
kehr (Schalter-, Abfer-
tigungs-, Beratungs-
räume, Kanzleien oder 
Praxen) 

1 je 30 m² Nutzfläche 

3 Verkaufsstätten 

3.1 
Läden, Geschäftshäu-
ser 

1 je 40 m²  Nutzflä-
che 

3.2 

Einkaufszentren, groß-
flächige Einzelhandels 
betriebe, sonstige 
großflächige Handels-
betriebe gemäß § 11 
Abs. 3 BauNVO 

1 je 20 m² Brutto-
Grundfläche 

4 
Versammlungsstätten (außer Sportstätten 
und Gaststätten) und Kirchen 

4.1 

Versammlungsstätten 
von überörtlicher Be-
deutung (wie Theater, 
Konzerthäuser, Mehr-
zweckhallen, Kon-
gresszentren, Multi-
plexkinos) 

1 je 5 Besucherplätze 

4.2 
Sonstige Versamm-
lungsstätten (wie Film-
theater, Vortragssäle) 

1 je 8 Besucherplätze 

4.3 Kirchen 
1 je 30 Besucherplät-
ze 

5. Sportstätten 

5.1 
Sportplätze, Trai-
ningsplätze 

1 je 300 m² Sportflä-
che 

5.2 
Freibäder und Freiluft-
bäder 

1 je 300 m² Grund-
stücksfläche 
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5.3 Spiel- und Sporthallen 
1 je 100 m² Hallenflä-
che 

5.4 Hallenbäder 
1 je 50 m² Hallenflä-
che 

5.5 Tennisplätze 2 je Spielfeld 

5.6 
Sportstätten nach 5.1 
bis 5.5 mit Besucher-
plätzen 

1 je 15 Besucherplät-
ze zusätzlich zu 5.1 
bis 5.5 

5.7 
Tribünenanlagen in 
Sportstätten 

1 je 10 Tribünenplät-
ze zusätzlich zu 5.1 
bis 5.5 

5.8 Minigolfplätze 6 je Minigolfanlage 

5.9 
Kegel-, Bowlingbah-
nen 

4 je Bahn 

5.10 
Bootshäuser und 
Bootsliegeplätze 

1 je Bootsliegeplatz 
oder Boot 

5.11 Golfplätze 5 je Loch 

6 Gaststätten und Beherbergungsbetriebe 

6.1 
Gaststätten, Diskothe-
ken, Vereinsheime, 
Clubhäuser o. Ä. 

1 je 10 m² Gastraum-
fläche 

6.2 
Beherbergungsbetrie-
be wie Hotels, Pensio-
nen, Kurheime 

je 3 Betten) 

6.3 Jugendherbergen 1 je 10 Betten 

7 Krankenanstalten 

7.1 

Krankenhäuser von 
überörtlicher Bedeu-
tung, Privatkliniken, 
Universitätskliniken 

1 je 3 Betten 

7.2 
Krankenhäuser von 
örtlicher Bedeutung 

1 je 6 Betten 

7.3 
Sanatorien, Kuranstal-
ten, Anstalten für lang-
fristig Kranke 

1 je 5 Betten 

7.4 Altenpflegeheime 1 je 5 Betten 

8 
Schulen, Einrichtungen der Jugendförde-
rung 

8.1 
Grund-, Haupt-, Son-
derschulen 

1 je Klasse 

8.2 
Sonstige allgemein 
bildende Schulen (wie 
Gymnasien) 

2 je Klasse 

8.3 
Berufsschulen, Berufs-
fachschulen 

5 je Klasse 

8.4 
Fachschulen, Hoch-
schulen 

1 je 5 Schüler, Stu-
denten 

8.5 
Kindergärten, Kinder-
tagesstätten und der-
gleichen 

1 je Gruppenraum 

8.6 
Jugendfreizeitheime 
und dergleichen 

2 je Freizeiteinrich-
tung 

9 Gewerbliche Anlagen 

9.1 
Handwerks- und In-
dustriebetriebe 

1 je 60 m² Nutzfläche 
oder 1 je gleichzeitig 
anwesendem Mitar-
beiter unter der Vo-
raussetzung des § 2 
Abs. 2 

9.2 
Lagerräume, Lager-
plätze, Ausstellungs- 
und Verkaufsplätze 

1 je 100 m² Nutzflä-
che oder 1 je gleich-
zeitig anwesendem 
Mitarbeiter unter der 
Voraussetzung des § 
2 Abs. 2 

9.3 
Kraftfahrzeugwerkstät-
ten 

6 je Wartungs- oder 
Reparaturstand 

9.4 
Tankstellen mit Pfle-
geplätzen 

10 je Pflegeplatz 

9.5 
Automatische Kraft-
fahrzeugwaschanlage 

5 je Waschanlage 

9.6 
Kraftfahrzeugwasch-
plätze zur Selbstbe-
dienung 

3 je Waschplatz 

9.7 
Automatische Kraft-
fahrzeugwaschstraße 

5  je Waschplatz, zu-
sätzlich ein Stauraum 
für mindestens 10 
Kraftfahrtzeuge 

10 Verschiedenes 

10.1 Kleingartenanlagen 1 je 3 Kleingärten 

10.2 
Spiel- und Automaten-
hallen 

1 je 10 m² Nutzfläche 

10.3 
Unter Nr. 2.1 bis Nr. 
9.7 nicht genannte 
Nutzungen 

1 je 30 m² Nutzfläche 
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Verfügung zur straßenrechtlichen Einziehung 
einer Teilfläche der „Hafenstraße“ im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. W7, 
Teil E „Güterverkehrszentrum Wustermark“ 
vom 01.04.2000, in der Fassung der 6. Ände-
rung vom 30.06.2017 

Gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 Bran-
denburgisches Straßengesetz (BbgStrG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. 
I/09, [Nr. 15], S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 04. Juli 2014 (GVBl. I/14, [Nr. 27]) wird die Einzie-
hung der Teilfläche der „Hafenstraße“ im OT Wuster-
mark in 14641 Wustermark vorgenommen. Bedenken 
und Gegenvorstellungen wurden innerhalb der gesetz-
lich vorgeschriebenen Auslegungsfrist von drei Mona-
ten nicht geäußert. 

Mit der Einziehung verliert diese Teilfläche den Status 
einer öffentlichen Straße. 

1. Lage: 

1. Einziehung Gemarkung: Wustermark 

 Flur: 21 

 Flurstücke (je-
weils Teilflächen): 

71, 74, 77, 80, 83, 
138, 154, 164 

Die Lage der vorgenannten Einziehungsfläche ist in der 
Anlage markiert. 

2. Begründung: 

Durch die 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. W 7 
Teil E „Güterverkehrszentrum Wustermark“ vom 
30.06.2017 wird die Verlegung der Hafenstraße erfor-
derlich und es kann ein zusammenhängend bebauba-
res Gebiet für die Ansiedlung großer hafenaffiner Nut-
zungen geschaffen werden. Zudem werden die Ver-
kehrsstraßen an die geplante, noch nicht errichtete 
Bahnanlage gebündelt. Damit fällt die Verkehrsbedeu-
tung der Teilfläche der „Hafenstraße“ weg.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Verfügung zur straßenrechtlichen Einzie-
hung kann innerhalb eines Monats, gerechnet vom Ta-
ge nach der Bekanntgabe dieser Verfügung im Amts-
blatt der Gemeinde Wustermark, Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Gemeinde Wustermark, Hoppenrader Al-
lee 1, 14641 Wustermark einzulegen. Falls die Frist 
durch das Verschulden eines Bevollmächtigten ver-
säumt werden sollte, so würde dessen Verschulden 
dem Widerspruchsführer zugerechnet werden. 

Wustermark, den 06.03.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 
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Anlage zur Einziehungsverfügung  

hier: Einziehung einer Teilfläche der „Hafenstraße“ im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. W7, Teil E „Güterverkehrszentrum 
Wustermark“ vom 01.04.2000, in der Fassung der 6. Änderung vom 30.06.2017 
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN 

3. Änderung zur Satzung zum Bürgerbudget 
der Gemeinde Wustermark 

Präambel 

Auf Grund der §§ 3, 13, 28 Abs. 2 Ziffer 9 der Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBI. I/07, [Nr. 19] S. 286), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. 
Juli 2014 (GVBI. 1/14, [Nr. 32], sowie § 3 der Hauptsat-
zung der Gemeinde Wustermark in der Fassung der 2. 
Änderungssatzung vom 01.03.2016 und § 5 der Sat-
zung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohner-
beteiligung in der Gemeinde Wustermark (Einwohner-
beteiligungssatzung - EbetS) in der Fassung der 1. Än-
derungssatzung vom 01.03.2016, hat die Gemeindever-
tretung der Gemeinde Wustermark in ihrer Sitzung am 
12.03.2019 folgende 3. Änderungssatzung zur Satzung 
zum Bürgerbudget der Gemeinde Wustermark be-
schlossen: 

 

§ 1 Bürgerbudget 

Um die Mitbestimmung und Gestaltung des Ortsbildes 
zu stärken, beteiligt die Gemeinde Wustermark ihre 
Einwohnerinnen und Einwohner jährlich an der Gestal-
tung des Haushaltes über die gesetzlichen Beteili-
gungsmöglichkeiten hinaus, durch 

a) Bereitstellung eines gesonderten Budgets, 

b) Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen und 

c) direkter Abstimmung über die Vorschläge durch 
die Einwohnerinnen und Einwohner. 

 

§ 2 Höhe des Budgets 

1. Die Höhe des gesonderten Budgets für die Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Gemeinde Wus-
termark beträgt jährlich: 

50.000.00 € 
(in Worten: fünfzigtausend Euro) 

2. Die Festsetzung über die Höhe erfolgt mit der mit-
telfristigen Finanzplanung der Haushaltssatzung. 

 

§ 3 Vorschlagsrecht 

1. Jede natürliche und juristische Person der Ge-
meinde Wustermark, die das 14. Lebensjahr voll-
endet hat, ist berechtigt, einen Vorschlag für das 
Bürgerbudget einzureichen. 

Die Vorschläge sind an die Gemeinde Wuster-
mark, Hoppenrader Allee 1, 14641 Wustermark,  
E-Mail: buergerbudget@wustermark.de zu richten. 

2. Die Vorschläge können schriftlich, mündlich zur 
Niederschrift oder elektronisch eingereicht werden. 

3. Auf dem Vorschlag ist der vollständige Name, die 
Anschrift und das Geburtsdatum anzugeben. 

4. Vorschläge können ganzjährig eingereicht werden. 

 

§ 4 Vorschlagsfrist 

1. Vorschläge zum Bürgerbudget des Folgejahres 
können nur berücksichtigt werden, soweit sie bis 
zum Stichtag eingereicht wurden. Später einge-
reichte Vorschläge gehen in das nachfolgende 
Bürgerbudget ein. 

2. Stichtag ist der: 31. Mai 

 

§ 5 Behandlung der Vorschläge 

1. Die eingegangenen Vorschläge werden durch die 
Gemeindeverwaltung gemäß der Prüfkriterien 
nach § 5 Abs. 4 und 5 geprüft. 

2. Die Ergebnisse der Vorschlagsauswahl werden 
der Gemeindevertretung vorgelegt. Diese be-
schließt die Freigabe der Vorschläge, die zur Ab-
stimmung gestellt werden. 

3. Die Vorschläge können während der Dienstzeiten 
der Verwaltung im Rathaus der Gemeinde    Wus-
termark, Kämmerei, Hoppenrader Allee 1, 14641 
Wustermark eingesehen werden. 

4. Der Vorschlag ist gültig und wird gemäß § 7 zur 
Abstimmung gestellt, wenn: 

a. er innerhalb der Einreichungsfrist eingegan-
gen ist, 

b. der Vorschlagsträger gemäß § 3 zur Teilnah-
me berechtigt ist, 

c. der Vorschlag im Zuständigkeitsbereich der 
Gemeinde Wustermark liegt und der Allge-
meinheit zu Gute kommt. 

d. eine Angabe über die Kosten und bei Investi-
tionen der daraus entstehenden Folgekosten 
der kommenden fünf Jahre angegeben wur-
den, 

e. er inklusive Folgekosten für die nächsten fünf 
Jahre nicht mehr als 15.000,00 € kostet.  

5. Vorschläge werden nicht zur Abstimmung gestellt, 
wenn: 

a. der Vorschlag seitens der Verwaltung schon 
umgesetzt wurde bzw. sich in der Planung be-
findet und die Verwaltung hierfür bereits fi-
nanzielle Mittel im Haushalt veranschlagt hat. 

b. Eine Beschlussfassung durch den Hauptaus-
schuss oder die Gemeindevertretung vorliegt, 
die dem Vorschlag entgegenstehen. 

6. Die Gemeindevertretung entscheidet separat über 
Vorschläge, die die Kostengrenze überschreiten, 
ob diese aus anderen Mitteln realisiert werden sol-
len.  

 

mailto:buergerbudget@wustermark.de
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§ 6 Empfänger  

Empfänger der finanziellen Mittel zur Umsetzung der 
Vorschläge können die Gemeinde Wustermark selbst, 
aber auch natürliche Personen, gemeinnützige Vereine, 
Einrichtungen, Unternehmen und Verbände, die in der 
Gemeinde Wustermark tätig sind, sein. 

 

§ 7 Abstimmung 

1. Innerhalb eines Zeitraumes von zwei Wochen be-
steht die Möglichkeit, über die zur Abstimmung ge-
stellten Vorschläge abzustimmen. Die Gemeinde-
vertretung beschließt vor der Vorschlagssammlung 
den Abstimmungszeitraum.  

2. Für die Abstimmung stehen mehrere Möglichkeiten 
zur Verfügung: 

a. Im Rathaus der Gemeinde Wustermark Hop-
penrader Allee 1, 14641 Wustermark 

b. Im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung, 
die von der Gemeindevertretung festgelegt 
wird.  

c. Beantragung Abstimmungsunterlagen unter 
buergerbudget@wustermark.de 

d. Online-Abstimmung durch Beantragung eines 
persönlichen Zugangscodes 

3. Zur Abstimmung über die eingereichten Vorschlä-
ge im Rahmen des Bürgerbudgets sind alle Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Gemeinde Wus-
termark ab einem Alter von 14 Jahren berechtigt. 
Sie entscheiden direkt durch Abstimmung, welche 
Vorschläge innerhalb des zur Verfügung stehen-
den Budgets realisiert werden. Das Ergebnis der 
Abstimmung ist bindend. 

4. Für die Abstimmung erhält jeder Abstimmungsbe-
rechtigte fünf Stimmen. Diese können individuell 
auf einen oder mehrere Vorschläge verteilt wer-
den. 

5. Vorschläge werden in der Reihenfolge der auf sie 
entfallenen Anzahl der Stimmen realisiert, bis das 
zur Verfügung stehende Budget aufgebraucht ist.  

6. Soweit Vorschläge gemäß den Prüfkriterien nach § 
5 Abs. 4 nicht berücksichtigt werden konnten, kön-
nen diese im Rahmen der folgenden Bürgerbud-
gets wieder eingereicht werden. 

7. Zuschussfinanzierungen können, auch wenn sie 
bereits zu den Gewinnervorschlägen gehörten, 
jährlich erneut als Vorschlag für das Bürgerbudget 
beantragt werden. 

 

§ 8 Information der Einwohnerinnen und Einwohner 

1. Die Gemeinde Wustermark informiert die Öffent-
lichkeit umfassend über das Bürgerbudget, die 
Termine, die Möglichkeiten zur Abstimmung und 
die Realisierung der Vorschläge. 

2. Im Rahmen der Mitteilung des Abstimmungser-
gebnisses werden die Einreicher der Gewinnervor-
schläge öffentlich bekannt gegeben. Die Veröffent-

lichung darf nicht ohne Einverständnis des Einrei-
chers erfolgen.  

 

§9 Umsetzung 

1. Die Vorschläge, die in das Bürgerbudget aufge-
nommen wurden, sollen in dem Haushaltsjahr um-
gesetzt werden, in dem das Budget hierfür zur Ver-
fügung steht. Über Ausnahmen (z.B. Nachrücker) 
und ggf. Übertragung der Mittel in das darauffol-
gende Jahr entscheidet die Gemeindevertretung. 

2. Die Umsetzung setzt eine beschlossene und be-
stätigte Haushaltssatzung voraus. 

 

§10 Jahresabschluss 

Über den Stand der Realisierung der Vorschläge wird 
im Rechenschaftsbericht zur Jahresrechnung berichtet. 

 

§ 11 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.  

Die am 27.02.2018 in der Gemeindevertretersitzung der 
Gemeinde Wustermark beschlossene Satzung tritt da-
mit außer Kraft. 

Wustermark, den 12.03.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

  

mailto:buergerbudget@wustermark.de
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Hauptsatzung der Gemeinde Wustermark (HS) 
vom 07.02.2012 in der Fassung der 1. Ände-
rungssatzung vom 10.12.2013, der 2. Ände-
rungssatzung vom 23.02.2016 und der 3. Ände-
rungssatzung vom 12.02.2019 

§ 1 
Name der Gemeinde / Ortsteile 

(§ 9 BbgKVerf) 

1) Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Wus-
termark“. 

2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsfreien Ge-
meinde.  

3) In der Gemeinde bestehen die folgenden Ortsteile: 

1. Ortsteil Buchow-Karpzow – Der Ortsteil um-
fasst das Gebiet der ehemals selbstständigen 
Gemeinde Buchow-Karpzow in den Grenzen 
vom 30.12.2002. 

2. Ortsteil Elstal – Der Ortsteil umfasst das Ge-
biet der ehemals selbstständigen Gemeinde 
Elstal in den Grenzen vom 30.12.2002 unter 
Berücksichtigung der Zuordnung der Flächen 
nördlich der Bundesstraße B 5 und östlich der 
Bahngleise des Berliner Außenringes des 
Ortsteiles Wustermark gemäß Beschluss der 
Gemeindevertretung vom 19.02.2003 – Be-
schlussdrucksache: B/019/2003. 

3. Ortsteil Hoppenrade mit dem Gemeindeteil 
Hoppenrade-Ausbau – Der Ortsteil umfasst 
das Gebiet der ehemals selbstständigen Ge-
meinde Hoppenrade in den Grenzen vom 
30.12.2002. 

4. Ortsteil Priort – Der Ortsteil umfasst das Ge-
biet der ehemals selbstständigen Gemeinde 
Priort in den Grenzen vom 30.12.2002.  

5. Ortsteil Wustermark mit den Gemeindeteilen 
Dyrotz, Dyrotz-Luch und Wernitz – Der Orts-
teil umfasst das Gebiet der ehemals selbst-
ständigen Gemeinde Wustermark in den 
Grenzen vom 30.12.2002 unter Berücksichti-
gung der Zuordnung der Flächen nördlich der 
Bundesstraße B 5 und östlich der Bahngleise 
des Berliner Außenringes zum Ortsteil Elstal 
gemäß Beschluss der Gemeindevertretung 
vom 19.02.2003 – Beschlussdrucksache: 
B/019/2003.  

 

§ 2 
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

(§ 10 BbgKVerf) 

1) Die Gemeinde Wustermark führt ein Wappen, eine 
Flagge und ein Dienstsiegel.  

2) Das Wappen der Gemeinde Wustermark zeigt in-
nerhalb eines von Silber und Rot zehnfach ge-
stückten Bordes in Grün unter einem flachen gol-
denen Doppelsturzsparren fünf im Verhältnis 3:2 
ineinander verschlungene goldene Ringe.  

3) Die Flagge der Gemeinde Wustermark führt 
dreistreifig die Farben Grün-Gelb-Grün (Grün-
Gold- 

4) Grün) im Verhältnis 1:4:1 mit dem Gemeindewap-
pen im Mittelstreifen. 

5) Die Dienstsiegel der Gemeinde Wustermark tragen 
Namen und Wappen der Gemeinde und gleichen 
in ihrer Form dem dieser Hauptsatzung beigefüg-
ten Stempel. 

 

§ 3 
Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner 

(§§ 13 BbgKVerf) 

1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgK-
Verf) beteiligt die Gemeinde ihre betroffenen Ein-
wohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten 
förmlich mit folgenden Mitteln: 

1. Einwohnerfragestunden der Gemeindevertre-
tung, 

2. Einwohnerversammlungen, 

3. Einwohnerbefragung, 

4. Einwohnerbeteiligung mittels eines Bürger-
budgets. 

2) Die Einzelheiten der in Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 genann-
ten Formen der Einwohnerbeteiligung werden in 
einer Satzung über die Einzelheiten der förmlichen 
Einwohnerbeteiligung in der Gemeinde Wuster-
mark näher geregelt.  

3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- o-
der Bundesrechts, die die förmliche Einwohnerbe-
teiligung regeln, bleiben unberührt. 

4) Im Rahmen des § 36 BbgKVerf hat jeder das 
Recht, Beschlussvorlagen zu den in den öffentli-
chen Sitzungen der Gemeindevertretung zu be-
handelnden Tagesordnungspunkten auf der 
Homepage der Gemeinde, www.wustermark.de, 
sowie während der Dienststunden bis zum Tag der 
Sitzung im Rathaus, Hoppenrader Allee 1 in 14641 
Wustermark, einzusehen. 

 

§ 3 a 
Beteiligung und Mitwirkung                                          

von Kindern und Jugendlichen 
(18 a BbgKVerf) 

(1) Die in § 3 Abs. 1 genannten Formen sind auch für 
die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen of-
fen. 

(2) Darüber hinaus beteiligt die Gemeinde Kinder und 
Jugendliche in folgenden Formen: 

1. das aufsuchende direkte Gespräch 

2. durch offene Beteiligung in der Form 

a) Diskussionsrunde, 

b) Workshop 
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3. projektbezogen durch situative Beteiligung in 
der Form 

a) Diskussionsrunde 

b) Workshop 

(3) Der Bürgermeister entscheidet unter Berücksichti-
gung des betreffenden Personenkreises, des Be-
teiligungsgegenstandes und der mit der Beteili-
gung verfolgten Ziele; welche der geschaffenen 
Formen im Einzelfall zur Anwendung gelangt. 

 

§ 4 
Gleichstellungsbeauftragte 

(§ 18 BbgKVerf) 

1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist durch die Ge-
meindevertretung auf Vorschlag des Bürgermeis-
ters durch Abstimmung zu benennen.  

2) Rechte und Pflichten ergeben sich aus § 18 
BbgKVerf und dem Landesgleichstellungsgesetz. 

3) Die Gleichstellungsbeauftragte berichtet in Form 
eines Tätigkeitsberichtes mindestens einmal jähr-
lich der Gemeindevertretung. 

 

§ 5 
Gemeindevertretersitzung 

(§§ 34 ff. BbgKVerf) 

1) Die Gemeindevertretersitzung tritt gemäß Ge-
schäftsgang, so oft es die Geschäftslage erfordert, 
zu einer Sitzung zusammen. 

2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung werden 
nach § 15 Abs. 5 und 6 dieser Satzung öffentlich 
bekanntgemacht. 

3) Der Geschäftsgang der Sitzung wird durch die Ge-
schäftsordnung der Gemeindevertretung bestimmt. 

4) Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer 
Ausschüsse sind öffentlich. Die Öffentlichkeit wird 
im Rahmen des § 36 Abs. 2 BbgKVerf bei der Be-
handlung folgender Angelegenheiten regelmäßig 
ausgeschlossen: 

a. Personal – und Disziplinarangelegenheiten, 

b. Grundstücksangelegenheiten und Vergaben, 

c. Abgaben und Wirtschaftsangelegenheiten 
einzelner Dritter, 

d. Aushandlung von Verträgen mit Dritten, 

e. Prozessangelegenheiten, 

f. sonstige Angelegenheiten, deren Behandlung 
in nichtöffentlicher Sitzung im Interesse des 
öffentlichen Wohls oder der Wahrung schutz-
würdiger Belange Einzelner geboten ist. 

 

§ 6 
Wertgrenzen bei der Entscheidung                             

der Gemeindevertretung 
(§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf) 

1) Die Gemeindevertretung entscheidet über Ge-
schäfte bezüglich Vermögensgegenständen der 
Gemeinde, sofern der Wert des Vermögensgegen-
standes 150.000,00 Euro nicht unterschreitet (§ 28 
Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf). Entscheidungen bis zu 
dieser Wertgrenze trifft der Hauptausschuss (§ 50 
Abs. 2 Satz 1 BbgKVerf), es sei denn, es handelt 
sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung (§ 
54 Abs. 1 Nr. 5 BbgKVerf). 

2) Die Wertgrenzen für Stundungen, Niederschla-
gungen und den Erlass von Forderungen im Sinne 
der BbgKomHKV bestimmen sich nach der tat-
sächlichen Höhe der Forderung. Unter dieser Vo-
raussetzung trifft die Entscheidung über eine 
Stundung, eine Niederschlagung oder einen Erlass 
von Forderungen der Gemeinde 

- bis zu einer Wertgrenze von 15.000,00 EUR 
der Bürgermeister, 

- bis zu einer Wertgrenze von 50.000,00 EUR 
der Hauptausschuss und  

- darüber hinaus die Gemeindevertretung. 

 

§ 7 
Zuständigkeit für die Genehmigung                            

von Dienstreisen des Bürgermeisters 

Für Dienstreisen des Bürgermeisters, die in ein Gebiet 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland führen, ist 
vorab die Genehmigung erforderlich. Zuständig für die 
Erteilung der Genehmigung ist die Gemeindevertretung.  

 

§ 8 
Ausschüsse 

(§ 43 BbgKVerf) 

1) Die Gemeindevertretung kann zur Vorbereitung 
ihrer Beschlüsse und zur Kontrolle der Verwaltung 
aus ihrer Mitte ständige oder zeitweilige Aus-
schüsse bilden. Die Ausschüsse können der Ge-
meindevertretung Empfehlungen geben. 

2) Die Zuständigkeit und das Verfahren der Aus-
schüsse sind durch eine Geschäftsordnung zu re-
geln. Diese wird von der Gemeindevertretung be-
schlossen. 

 

§ 9 
Hauptausschuss 
(§ 49 BbgKVerf) 

In der Gemeinde Wustermark wird gem. §§ 49 und 50 
BbgKVerf ein Hauptausschuss gebildet. 

 

§ 10 
Ortsbeiräte 

(§ 46 BbgKVerf) 

1) In der Gemeinde bestehen die in § 1 Abs. 3 dieser 
Hauptsatzung genannten Ortsteile.  

2) Für die Ortsteile sind jeweils Ortsbeiräte zu wäh-
len. Sie bestehen in den Ortsteilen Buchow-
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Karpzow und Hoppenrade aus jeweils 3 Mitglie-
dern, in den Ortsteilen Priort und Wustermark aus 
jeweils 5 Mitgliedern und in dem Ortsteil Elstal aus 
jeweils 7 Mitgliedern. § 6 dieser Satzung gilt für die 
Ortsbeiräte entsprechend. 

3) Die Ortsbeiräte werden in entsprechender Anwen-
dung des Brandenburgischen Kommunalwahlge-
setzes und der Brandenburgischen Kommunal-
wahlverordnung für die Dauer der Wahlperiode 
gewählt. Mitglieder der Ortsbeiräte müssen im je-
weiligen Ortsteil wohnen.  

4) Die Ortsbeiräte entscheiden über die Angelegen-
heiten gem. § 46 Abs. 3 Ziff. 1 bis 3 BbgKVerf. Im 
Übrigen finden die Bestimmungen der §§ 45 bis 48 
BbgKVerf sowie des Gebietsänderungsvertrages 
vom 05.03.2002 Anwendung. 

 

§ 11 
Mitteilungspflicht des ausgeübten Berufes                 

oder anderer Tätigkeiten 
(§ 31 Abs. 3 BbgKVerf) 

Gemeindevertreter, Ortsbeiräte und sachkundige Ein-
wohner teilen dem Vorsitzenden der Gemeindevertre-
tung innerhalb von 4 Wochen nach der ersten Sitzung 
der Gemeindevertretung bzw. im Falle einer Berufung 
als Ersatzperson unverzüglich nach Annahme der Wahl 
schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie andere vergü-
tete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dieses 
für die Ausübung des Mandates von Bedeutung sein 
kann. 

Anzugeben sind: 

a. der ausgeübte Beruf, ggf. mit Angabe des Ar-
beitgebers/Dienstherren und der Art der Be-
schäftigung. Bei mehreren ausgeübten Beru-
fen ist der Schwerpunkt anzugeben. 

b. jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat 
oder einem gleichartigen Organ einer juristi-
schen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwer-
punkt in der Gemeinde.  

 

§ 12 
Seniorenbeirat 

(§ 19 BbgKVerf) 

1) Die Gemeinde Wustermark richtet zur besonderen 
Vertretung der Gruppe der Senioren gem. § 19 
BbgKVerf in der Gemeinde einen Beirat ein. 

2) Der Beirat führt die Bezeichnung „Seniorenbeirat 
der Gemeinde Wustermark“. 

3) Dem Seniorenbeirat ist Gelegenheit zu geben, zu 
Maßnahmen und Beschlüssen, die die Senioren 
betreffen, gegenüber dem Bürgermeister Stellung 
zu nehmen. Weicht die Auffassung von der des 
Bürgermeisters ab, hat der Beirat das Recht, sich 
an den Vorsitzenden der Gemeindevertretung zu 
wenden und den abweichenden Standpunkt 
schriftlich darzulegen. Der Vorsitzende der Ge-
meindevertretung unterrichtet die Gemeindevertre-
tung oder einen Ausschuss. Er kann einem Vertre-

ter des Beirats Gelegenheit geben, den abwei-
chenden Standpunkt in einer der nächsten Sitzun-
gen persönlich vorzutragen. 

4) Dem Seniorenbeirat gehören maximal 10 Mitglie-
der an. Mitglied können Einwohner sein, die das 
55. Lebensjahr vollendet haben. Sie sind ehren-
amtlich i.S. § 20 BbgKVerf tätig. 

5) Die Mitglieder des Seniorenbeirats werden von der 
Gemeindevertretung nach § 41 BbgKVerf für die 
Dauer von 2 Jahren benannt. Vorschläge sind an 
den Bürgermeister der Gemeinde zu richten. 

6) Der Seniorenbeirat wählt aus seiner Mitte eine/n 
Vorsitzende/n und für den Fall der Verhinderung 
eine/n Stellvertreter/in. Die/der Vorsitzende vertritt 
den Beirat gegenüber den Organen der Gemeinde. 

7) Der Seniorenbeirat gibt sich eine Geschäftsord-
nung. Diese ist als Informationsvorlage der Ge-
meindevertretung vorzulegen. 

 

§ 13 
Gemeindebedienstete 

(§ 62 BbgKVerf) 

Die Gemeindevertretung entscheidet auf Vorschlag des 
Bürgermeisters über das Ergebnis des Bewerberaus-
wahlverfahrens bei der Begründung von Beamtenver-
hältnissen und Einstellung und Entlassungen von Ar-
beitnehmern ab der Besoldungsgruppe A 12 bzw. der 
Entgeltgruppe E 12. Dies gilt entsprechend für die Ent-
scheidung über Beförderung und dauerhafte Übertra-
gung höherwertiger Tätigkeiten. 

 

§ 14 
Bekanntmachungen 

1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Bürger-
meister.  

2) Satzungen und sonstige ortsrechtliche Vorschriften 
sind mit ihrem vollen Wortlaut bekannt zu geben. 
In der Bekanntmachung ist, soweit erforderlich, auf 
eine aufsichtsbehördliche Genehmigung unter An-
gabe der genehmigenden Behörde und des Da-
tums hinzuweisen.  

3) Satzungen und sonstige ortsrechtliche Vorschriften 
werden im „Amtsblatt für die Gemeinde Wuster-
mark mit den Ortsteilen: Buchow-Karpzow, Elstal, 
Hoppenrade, Priort, Wustermark“ veröffentlicht.  

4) Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen Bestandteil 
einer Satzung, so kann die öffentliche Bekanntma-
chung dieser Teile nach Absatz 2 und 3 dadurch 
ersetzt werden, dass sie an einer bestimmten Stel-
le im Rathaus, Hoppenrader Allee 1, 14641 Wus-
termark, zu jedermanns Einsicht während der 
Dienststunden ausgelegt werden (Ersatzbekannt-
machung). Diese Form der Bekanntmachung ist 
nur zulässig, wenn der Inhalt der Bestandteile zu-
gleich in der Satzung in groben Zügen umschrie-
ben wird. Die Anordnung der Ersatzbekanntma-
chung durch den Bürgermeister muss die genauen 
Angaben über Ort und Dauer der Auslegung ent-
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halten und ist zusammen mit der Satzung nach 
Absatz 2 und 3 zu veröffentlichen. Die Dauer der 
Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der 
Auslegung sind aktenkundig zu machen. 

5) Sonstige Bekanntmachungen sowie Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzungen der Gemeindevertre-
tung und ihrer Ausschüsse erfolgen durch Aus-
hang in den Bekanntmachungskästen der Ge-
meinde Wustermark 

- vor dem Rathaus, Hoppenrader Allee 1, 
14641 Wustermark, Ortsteil Wustermark,  

- an der Grundstücksmauer in der Priorter 
Straße des Hauses Potsdamer Landstraße 
14, 14641 Wustermark, Ortsteil Buchow-
Karpzow,  

- Rosa-Luxemburg-Allee/Ecke Unter den Kie-
fern, an der Bushaltestelle südlich der Fahr-
bahn der Rosa-Luxemburg-Allee, 14641 Wus-
termark, Ortsteil Elstal, 

- vor dem Haus Potsdamer Straße Nr. 4, 14641 
Wustermark, Ortsteil Hoppenrade,  

- vor dem Gemeindehaus Priort Chaussee Nr. 
26 f, 14641 Wustermark, Ortsteil Priort.  

6) Die Schriftstücke über Zeit, Ort und Tagesordnung 
der Sitzung der Gemeindevertretung, der Ortsbei-
räte und Ausschüsse sind spätestens sieben Tage 
vor dem Sitzungstag mit einem Hinweis auf den 
Aufstellungsort des jeweiligen Bekanntmachungs-
kastens gem. Abs. 5 auszuhängen, wobei der Tag 
des Anschlags und der Sitzungstag nicht mitge-
rechnet werden. Die Abnahme darf frühestens am 
Tag nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des An-
schlags ist bei Anschlag und der Tag der Abnahme 
bei der Abnahme auf dem auszuhängenden 
Schriftstück durch die Unterschrift der/des jeweils 
verantwortlichen Bediensteten zu vermerken. 

 

§ 15 
Geschlechtsspezifische Formulierungen 

Soweit in dieser Satzung oder in anderen Satzungen 
oder Veröffentlichungen der Gemeinde Wustermark aus 
Gründen der Lesbarkeit auf eine geschlechtsneutrale 
Formulierung verzichtet wird, sind immer beide Ge-
schlechter im Sinne der Gleichbehandlung angespro-
chen, soweit sich aus der Natur der Sache nicht etwas 
Anderes ergibt. 

Wustermark, den 12.02.2019 

gez. Schreiber 
Bürgermeister 

 

 

 

 

 

 

Bekanntmachung Bodenrichtwerte des Land-
kreises Havelland Stichtag 31.12.2018 

Der Gutachterausschuss für Grundstückswerte im 
Landkreis Havelland hat gemäß § 193 Abs. 5 Bauge-
setzbuch (BauGB) die Bodenrichtwerte nach den Best-
immungen des Baugesetzbuches und der Gutachter-
ausschussverordnung (GAV) in der jeweils gültigen 
Fassung zum Stichtag 31. Dezember 2018 ermittelt. 

Die Bodenrichtwerte sind im Bodenrichtwert-Portal des 
Landes Brandenburg veröffentlicht und für jedermann 
unter https://www.boris-brandenburg.de kostenfrei ein-
seh- und ausdruckbar. 

Jedermann kann die Bodenrichtwerte weiterhin in der 
Geschäftsstelle des Gutachterausschusses einsehen 
und Auskünfte über Bodenrichtwerte in mündlicher und 
schriftlicher Form erhalten. 

Kontakt: 

Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Land-
kreis Havelland 
Waldemardamm 3, 14641 Nauen 
Telefon: 03321-40361881 
E-Mail: gaa@havelland.de 
Webseite: www.gutachterausschuesse-bb.de 

https://www.boris-brandenburg.de/
mailto:gaa@havelland.de
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SONSTIGE MITTEILUNGEN

Besuchszeiten für die Gemeinde – Olympisches Dorf von 1936 

Die DKB Stiftung für gesellschaftliches Engagement bietet an fest stehenden Sonntagen monatliche kostenlose Füh-
rungen (ca. 2 Stunden) für die Einwohner der Gemeinde Wustermark (nach Vorlage des Personalausweises) an: 

Termine: 28.04.2019, 26.05.2019, 30.06.2019, 28.07.2019, 25.08.2019, 29.09.2019, 27.10.2019 

Uhrzeit: 10 Uhr 

Treffpunkt: Rosa-Luxemburg-Allee 70 

Unbegleitete Spaziergänge durch das Gelände sind nicht mehr möglich. 
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